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// Neue Kanäle fürs
Rechtschreibtraining

Hilfe beim Rechtschreibtrai-
ning: Die Stadt Aachen rüs-
tet die allgemeinbildenden
Schulen mit internetgestütz-
ten Förderprogrammen aus.
Zwei Konzepte stehen ab
Sommer zur Verfügung. Sie
sollen eine passgenaue För-
derung ermöglichen. Jährli-
che Kosten: 30 000 Euro.

// Lärm: Nach 30 Jahren
Abhilfe in Sicht

// Die Stadt wird
fahrradfreundlicher
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FAMILIENANZEIGENFAMILIENANZEIGEN
Heute im Produkt Lokales

Opel-Rettung
Die Regierung spielt
auf Zeit � Wirtschaft

Umstrittene RTL-Serie
Eltern zur Probe – mit
echten Babys � Seite 6

Wetter: bis 21°
Warm mit Schauern.
Vereinzelt Gewitter.

In der Region bleiben heute viele Kitas zu
Landesweit streiken heute 4000 Erzieher und Sozialarbeiter für bessere Arbeitsbedingungen. Protestkundgebung in Aachen.
Aachen. In der Region bleiben
heute zahlreiche Kindergärten ge-
schlossen. Die Gewerkschaft Verdi
hat rund 4000 Erzieherinnen und
Sozialarbeiter in 26 Städten an
Rhein und Ruhr aufgerufen, sich
an dem ganztätigen Streik für bes-
sere Arbeitsbedingungen zu betei-
ligen.

Die Mitarbeiter der Kindergär-
ten und Jugendämter könnten die
Arbeit aber auch länger niederle-
gen, sagte ein Gewerkschaftsspre-
cher gestern in Düsseldorf. Bei ei-
ner bundesweiten Urabstimmung
hatten sich 89,9 Prozent der Verdi-

Mitglieder für den Arbeitskampf
ausgesprochen. Die Gewerkschaft
hatte die Verhandlungen über bes-
sere Arbeitsbedingungen für die
bundesweit 220000 bei den Kom-
munen angestellten Erzieher und
Sozialarbeiter am 30. April für ge-
scheitert erklärt.

In Aachen beteiligen sich rund
400 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter aus 48 der insgesamt 58
städtischen Einrichtungen an dem
Ausstand. Auf dem Markt findet
um 12 Uhr auch eine Kundgebung
des Verdi-Bezirks Aachen-Düren-
Erft statt. Zu der Protestveranstal-

tung werden rund 800 Teilnehmer
erwartet. Die Stadt Aachen hat Fa-
milien aufgerufen, am Streiktag
für ihr Kind selbst eine Betreuung

zu organisieren. Für absolute Not-
fälle hält die Verwaltung einige
wenige Betreuungsplätze vor.

In Düren wird in allen zehn

städtischen Kitas gestreikt. Eltern,
die keine private Betreuungsmög-
lichkeit haben, sollen ihre Kinder
in Kindergärten kirchlicher und
freier Träger unterbringen kön-
nen. Auch in Eschweiler machen
alle elf kommunalen Tagesstätten
mit, in zwei Einrichtungen soll es
Notgruppen für maximal 125 Kin-
der geben. In Stolberg streiken die
Beschäftigten in allen 19 städti-
schen Kitas, betroffen sind gut
1200 Kinder.

Auch am kommenden Montag
und Dienstag sind weitere Streiks
in Sicht. (an)

Eltern dürfen notfalls zu Hause bleiben
Bei einem unbefristeten Streik in
der Kindertagesstätte darf die
Mutter oder der Vater notfalls vo-
rübergehend bei der Arbeit fehlen.
„Für wie lange, ist nicht genau ge-
regelt – zwei bis drei Tage sind
aber in der Regel zulässig“, sagte
der Arbeitsrechtler Jobst-Hubertus

Bauer aus Stuttgart. Nach Paragraf
616 BGB müssten Betroffene auch
keine Lohnkürzungen fürchten. Al-
lerdings müssten berufstätige Eltern
glaubhaft machen können, dass sie
keine Alternative hatten, als ihr
Kind selbst zu Hause zu betreuen,
sagte Bauer. (dpa)

Pat Cox hält
die Laudatio
beim Karlspreis
Aachen. Der Karlspreisträger aus
dem Jahr 2004, der Ire Pat Cox,
wird die Laudatio bei der diesjähri-
gen Karlspreisverleihung an And-
rea Riccardi halten. Zweiter Red-
ner ist Michel Camdessus, frühe-
rer Direktor des Internationalen
Währungsfonds. Mit der Wahl
zweier Redner knüpfe man an eine
früher häufig geübte Tradition an,
teilte das Karlspreisdirektorium
mit, das sich in diesem Jahr auffal-
lend schwertat, den Laudator zu
benennen. Bemüht hatte sich das
Präsidium auch um den Staatsprä-
sidenten von Tansania, der aus
Termingründen nicht zusagen
konnte.

Gestern wurde die Organisation
„Reporter ohne Grenzen“ mit dem
Europäischen Medienpreis in Aa-
chen ausgezeichnet. (gei/ben)

� Seite 4 und Seite 7

Steinbrück macht
140 Milliarden
neue Schulden
Berlin. Steuerausfälle von voraus-
sichtlich 316,3 Milliarden Euro in
den Jahren bis 2012 werden die
Neuverschuldung in Deutschland
auf ein Rekordhoch treiben. Fi-
nanzminister Peer Steinbrück
(SPD) kündigte nach der Steuer-
schätzung gestern an, die Netto-
kreditaufnahme werde 2009 auf
50 Milliarden Euro steigen und
2010 bis zu 90 Milliarden betra-
gen. Von den Steuerausfällen bis
2012 betreffen 152 Milliarden
Euro den Bund, 125 Milliarden die
Länder und 42 Milliarden die
Kommunen. (afp) � Seite 2

Die Zeiten, in denen man auf dem Center-Court in Wimbledon ba-
den gehen konnte, sind vorbei. Ab sofort ziert ein Dach den tradi-
tionsreichsten Tennisplatz der Welt. Der millionenteure Umbau der
Anlage hat zwei Jahre in Anspruch genommen. Die Dachkonstruk-

tion soll nur bei Regen geschlossen werden. Die legendären Spiel-
unterbrechungen gehören damit der Vergangenheit an. Und auch
ungebetene Besucher wie diese Entenfamilie werden es schwerer ha-
ben, den heiligen Rasen zu betreten. / AUS ALLER WELT
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Der heilige Rasen ist jetzt entensicher

Ballerei geht weiter
Koalition kippt geplantes Verbot von „Paintball“

Berlin. Bei der geplanten Ände-
rung des Waffenrechts will die Ko-
alition vorerst auf ein Verbot von
Jagdspielen wie Paintball verzich-
ten. „Ein Verbot wird es jetzt nicht
geben“, sagte der SPD-Innenex-
perte Dieter Wiefelspütz gestern in
Berlin. Die Union bestätigte zu-
nächst nur, ein Verzicht auf das
Verbot sei möglich.

Wiefelspütz sagte, ein Verbot
von Kampf- und Jagdspielen sei
damit nicht vom Tisch. Es solle
aber vorher ein Prüfungsprozess
eingeleitet werden, bei dem Gut-
achten eingeholt und die Frage
der Zulässigkeit von Paintball ge-
klärt würden. Dabei müsse festge-
stellt werden, welche Gesetzesän-
derungen möglich seien. Denkbar
seien etwa Altersbeschränkungen
und Regelungen bezüglich „der
Art des Outfits“ bei dem Kampf-
spiel. Das sei aber ein „entschei-
dungsoffener Prozess“. CDU-Frak-

tionsvize Wolfgang Bosbach sagte,
ein Verzicht auf das Verbot sei
„durchaus möglich“. Er selber
habe aber seine Meinung nicht ge-
ändert und halte ein Verbot wei-
terhin für richtig. Der CDU-Innen-
politiker Reinhard Grindel beton-
te, es gebe „gewichtige Stimmen“
in der Fraktion, die sich gegen die
bisherige Vereinbarung gestellt
und zunächst eine sorgfältige Prü-
fung der Gefährlichkeit der
Kampfspiele gefordert hätten.
Eine Entscheidung werde noch
vor der Kabinettssitzung am Mitt-
woch fallen, bei der eine Verschär-
fung des Waffenrechts beraten
werden soll.

Die Innenexperten der großen
Koalition hatte sich am Dienstag-
abend mit dem Bundesinnenmi-
nisterium auf eine Verschärfung
des Waffenrechts geeinigt, die
auch ein Verbot von Paintball vor-
sah. (afp) � Kommentar Seite 2

Wird die Mülltonne bald teurer?
Grünen warnen vor Abfall-Tourismus und Dumping-Wettbewerb

VON ALFRED STOFFELS

Aachen. Landesweiten Mülltouris-
mus, einen verheerenden „Dum-
ping-Wettbewerb“ unter den Ver-
brennungsanlagen und vor allem
steigende Gebühren für viele Ver-
braucher befürchten die Grünen
vom neuen Abfallwirtschaftsplan
NRW, der jetzt im Entwurf vor-
liegt. Als nachgerade „zynisch“
wird empfunden, dass ausgerech-
net auf die Bewohner von Land-
strichen, denen seinerzeit überdi-
mensionierte Müllverbrennungs-
anlagen aufs Auge gedrückt wor-
den seien, Kostensteigerungen zu-
kämen, wenn sich CDU und FDP
durchsetzten.

Als unschönes Beispiel nennen
Thomas Griese und Oliver Kri-
scher, Sprecher ihrer Kreisverbän-
de in Aachen und Düren und Mit-
glieder im Aufsichtsrat der AWA,
die zu erwartenden Vorgänge in

der Region. Die Stadt Aachen so-
wie die Kreise Aachen und Düren
seien auch in Zukunft als Mitbe-
treiber gezwungen, ihren Müll in
Weisweiler zu verbrennen, wäh-
rend der Kreis Heinsberg seinen
Abfall demnächst irgendwo in
NRW abliefern könne –
wahrscheinlich da, wo
die billigsten Preise ge-
macht würden. Von
den Grünen erwartete
Folge: Für Aachener
und Dürener wird es
teurer, weil die MVA
ihre fixen Kosten decken muss.
Griese: „Das Ganze ist Irrsinn.“

In Düsseldorf werden die ge-
planten Änderungen vor allem da-
mit begründet, dass auf dem Felde
der Müllverbrennung mehr Markt
wünschenswert sei. Deshalb soll
die alte „Zuweisungspflicht“ abge-
schafft werden; Landkreise und
Kommunen, denen das möglich

ist, sollen sich ihre MVA aussu-
chen können. Für die Grünen eine
Horrorvorstellung, schon aus um-
weltpolitischen Gründen. Sie se-
hen auf den Autobahnen des Lan-
des beträchtliche Müllkonvois un-
terwegs; Weisweiler sei möglicher-

weise gezwungen, Fremdmüll aus
ganz Europa zu akquirieren, um
die Verluste auszugleichen. Die
Grünen wollen in allen Räten der
Region Entschließungen gegen
die Düsseldorfer Pläne fassen las-
sen. Nur durch „Druck“ sei es
möglich, „diese Verrücktheiten“
zu verhindern.

� Kommentar Seite 2, Euregio

„Das Ganze ist Irrsinn.“
THOMAS GRIESE, GRÜNE, ZUM
NRW-ABFALLWIRTSCHAFTSPLAN

HEUTE MIT

KURZ NOTIERTKURZ NOTIERT

Heute mit Magazin
Bauen & Wohnen
Aachen. Im Haus lässt sich
eine Menge selbst reparieren –
Arbeiten an Dach oder Fassade
aber sollte man besser dem
Fachmann überlassen. Denn
eine unsachgemäße Ausfüh-
rung wird am Ende oft teuer
und ist nicht selten gefährlich.
Viele gute Tipps zum richtigen
Modernisieren und Energiespa-
ren lesen Sie heute in unserem

� Bau- & Wohnmagazin

DER, DIE, DASDER, DIE, DAS

„Slumdog“-Star
über Nacht obdachlos
Das Heim von „Slumdog Milli-
onär“-Kinderstar Azharuddin
Ismail in einem Slum der indi-
schen Metropole Mumbai
(Bombay) ist von den Behör-
den niedergerissen worden.
Die Räumkommandos seien
gestern in den illegalen Slum
gekommen und hätten auch
ihre Unterkunft niedergeris-
sen, sagte Azharuddins Mutter
Shamim Ismail. Sowohl Azha-
ruddin als auch die neunjähri-
ge Rubina Ali, die im Film die
Kinderversion von Jamals gro-
ßer Liebe Latika spielt, woh-
nen noch
immer
in Slums,
obwohl
ihnen die
Regierung
längst
neue Woh-
nungen zu-
gesagt hatte.
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Ein großes Ärgernis
Müll: Das Gebührengefälle wird immer größer
............................................................................................................................................................

6 ALFRED STOFFELS

Die Grünen sind auf der
Palme, sprechen von „Irr-
sinn“ und „Verrückthei-

ten“, sehen Privatisierungswahn
am Werke und raten der Landes-
regierung dringend, ihren „Ent-
wurf des Abfallwirtschaftsplans
Nordrhein-Westfalen, Teilplan
Siedlungsabfälle“ in der zustän-
digen Tonne verschwinden zu
lassen. Sowas nennt man Funda-
mentalopposition, aber man
muss nicht unbedingt Mitglied
der Umweltpartei sein, um die
Ideen aus Düsseldorf zumindest
abenteuerlich zu finden.

Nach Stand der Dinge ist von
CDU und FDP beabsichtigt, es
Kreisen und Städten freizustel-
len, wo sie ihren Müll verbren-
nen lassen. Vorausgesetzt, sie
liegen in jenen glücklichen
Landstrichen, die seinerzeit
nicht gezwungen wurden, eine –
in aller Regel viel zu große – ei-
gene MVA zu bauen und natür-
lich mit ihrem eigenen Abfall zu
befeuern.

Aachener und Dürener haben
also auch in Zukunft schlechte
Karten, weil sie das Riesending
in Weisweiler für teuer Geld
weiter füllen müssen. Andern-
orts belädt man bald die Lkw
und fährt den Abfall dahin, wo
die Entsorgung am billigsten ist.
Im schlechtesten Fall von einem

Ende des Landes ans andere.
Gedacht als Durchbruch der

Marktwirtschaft auch im Müll-
wesen und zur Herstellung eines
edlen Wettbewerbs zwischen
den Verbrennungsöfen, könnte
sich die Idee aus dem schwarz-
gelben Kabinett zum großen Är-
gernis auswachsen. Denn eins
scheint festzustehen: Es wird
eindeutig Gebührenzahler erster
und zweiter Klasse geben, das
Gefälle dürfte enorme Ausmaße
annehmen. Das große Los hat
gezogen, wer weit weg von jegli-
cher MVA zuhause ist.

Die anderen, die zwecks Ab-
fallbeseitigung viel Geld inves-
tiert haben, dürfen sich nun
auch noch über eine ordentliche
Portion Häme freuen. Auf Seite
23 des neuen Planentwurfs
steht, dass Kreise und Städte, de-
ren Entsorgungsverträge dem-
nächst auslaufen, bei Ausschrei-
bungen mit für sie günstigen
Konditionen rechnen können.
„Soweit diese Entwicklung zu
Lasten jener Anlagenbetreiber
geht, die über überdimensio-
nierte Kapazitäten verfügen, ist
zu berücksichtigen, dass dies in
eigener Verantwortung gesche-
hen ist.“

Motto: Selber schuld, wer so
ein Ding da stehen hat.
/ a.stoffels@zeitungsverlag-aachen.de

Beruhigungspille
Wie sich Berlin beim Waffenrecht verzettelt
............................................................................................................................................................

6 MARCO ROSE

So schlecht kann Politik
sein: Da arbeiten Innenpoli-
tiker von Union und SPD

nach dem Amoklauf von Win-
nenden wochenlang an einem
neuen Waffenrecht. Was längst
überfällig ist, soll nun im Eilver-
fahren durchgepeitscht werden;
schließlich stehen Wahlen vor
der Tür.

Mindestens einmal wöchent-
lich werfen die Herren Bosbach
(CDU) und Wiefelspütz (SPD)
der Presse ein paar angeblich ex-
klusive Info-Häppchen hin. Mal
wollen sie das Kampfspiel
„Paintball“ verbieten, mal wie-
der nicht. Mal vermeldet der
SPD-Mann einen Durchbruch
beim Streit um großkalibrige
Waffen, mal dementiert das
prompt der CDU-Mann. Dann
kündigen beide angeblich ver-
besserte Kontrollen für Waffen-
besitzer an. Auf diese Weise wer-
den die Wähler aber bloß für
dumm verkauft – und die Hin-
terbliebenen der Opfer von
Winnenden verhöhnt.

So hat das „Aktionsbündis
Amoklauf Winnenden“ bereits
eindrucksvoll vorgerechnet, dass

der Staat tausende neue Kontrol-
leure bräuchte, um den zwei
Millionen Waffenbesitzern in
Deutschland regelmäßige Besu-
che abstatten zu können. Weil
aber niemand so viele Kontrol-
leure wird bezahlen können,
bleibt das Gesetz eine reine Be-
ruhigungspille.

An den Kern des Problems –
den legalen Besitz gefährlicher,
großkalibriger Waffen in Privat-
hand – traut sich in der Regie-
rung niemand heran. Waffen-
hersteller, Schützen- und Jäger-
organisationen haben ganze
Lobby-Arbeit geleistet. Ihre töd-
lichen Spielzeuge dürfen sie wei-
terhin zuhause horten.

Da diskutieren die Experten
der Koalition lieber unverbind-
lich über Sinn und Unsinn von
Kampfspielen. Nun soll das ge-
schmacklose, aber letztlich
harmlose Geballer vorerst doch
nicht verboten werden. Das ist
zwar vernünftig. Aber es zeigt
eindrucksvoll die chaotische Ar-
beitsweise einer Bundesregie-
rung, die sich längst nur noch
reiner Symbolpolitik ergeht.
/ m.rose@zeitungsverlag-aachen.de Erneute Krönung von König Westerwelle

FDP gibt sich vor ihrem Parteitag selbstbewusst. Aber in der Koalitionsfrage offenbart sie Unsicherheiten.

VON WERNER KOLHOFF

Berlin. Guido Westerwelle (Foto)
ist stets auf das Höchste entschlos-
sen, stets auf das Äußerste konse-
quent – und leider etwas sprung-
haft. Das führt gelegentlich zu Irri-
tationen. Vor dem heute in Han-
nover beginnenden Wahlpro-
gramm-Parteitag hat der Vorsit-
zende der FDP sie selbst erzeugt.
Setzen die Liberalen ganz auf die
Alternative Schwarz-Gelb oder Op-
position, also auf einen Lager-
wahlkampf, und schließen eine
„Ampel“ mit SPD und Grünen de-
finitiv aus?

Unterschiedliche Antworten

Westerwelle gab darauf in den
letzten Tagen höchst unterschied-
liche Antworten. Am Sonntag ver-
kündete er per Interview forsch:
Die Programme von SPD, Grünen
und Linkspartei seien praktisch in-
haltsgleich. „Deshalb wird es kei-
ne Ampel geben“. Am Mittwoch
formulierte er vor Journalisten
schon etwas vorsichtiger: „Aus
heutiger Sicht ist die Ampel pro-
grammatisch ausgeschlossen.“
Und zeigte sich gleichzeitig ent-
täuscht von Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU), weil diese erklärt hatte,

sie wolle keinen Lagerwahlkampf.
Offenbar halte sich die Union eine
Hintertür für eine große Koalition
mit der SPD offen, kritisierte der
48-jährige Oberliberale. Und in
Sachsen umwerbe sie
sogar die Grünen.
Deshalb werde
er Merkel nicht
hinterher ren-
nen. „Ich möchte
nicht mit dem
Rosenstrauß da-
stehen und die
Dame läuft mit an-
deren Herren an mir
vorbei“, erklärte Wes-
terwelle blumig. „Liberal
sind wir schon, aber
blöd sind wir nicht.“

Das Hin und Her
resultiert auch
aus Wi-
derstän-
den in den
eigenen
Reihen. For-
mal soll die
Koalitions-
aussage
erst auf
einem
weiteren
Parteitag
eine Wo-

che vor der Wahl beschlossen wer-
den. Und viele, wie der Chef der
Jungen Liberalen, Johannes Vogel,
oder Parteivize Andreas Pinkwart
wollen nicht, dass Westerwelle
wie 2005 schon vor der Wahl alle

Alternativen verbaut und die
FDP wieder automatisch in die
Opposition führt, falls es für
Schwarz-Gelb nicht reicht. Au-
ßerdem brauche man zusätzli-
che Optionen, um bei Koaliti-
onsverhandlungen mit der
Union Druck ausüben zu

können.
Dennoch wird Wes-

terwelle nach
acht Jahren
als FDP-Chef
in Hanno-
ver eine er-
neute Krö-
nung erle-
ben. Er ist
unumstrit-
tener Chef
und dürfte
heute mit
überwälti-
gendem Er-
gebnis wie-
der gewählt

werden. Kri-
tik, er habe die
FDP zur Wester-

welle-Partei gemacht, wird bisher
nur leise geäußert. Im Mittelpunkt
des Parteitages soll das „Deutsch-
landprogramm“ für die Bundes-
tagswahl stehen. Es wurde ein Jahr
lang öffentlich im Internet disku-
tiert.

Die Partei will sich selbstbe-
wusst und unabhängig zeigen. Ak-
tuell 14 Prozent in den Umfragen
machen es möglich. Schwerpunkt
ist eine grundlegende Steuerre-
form. Ein Stufentarif, 10, 25 und
35 Prozent, Grundfreibeträge von
8004 Euro für jeden Erwachsenen
und jedes Kind sowie ein „Bürger-
geld“ von 662 Euro pro Monat,
das bisherige Sozialleistungen er-
setzen soll, gehören zu den Eck-
punkten.

Allerdings dämmert auch der
FDP, dass die Kosten von rund 30
Milliarden Euro angesichts der rie-
sigen Haushaltslöcher nur schwer
zu vermitteln sein werden. Wes-
terwelle zeigt sich deshalb neuer-
dings in der Frage der Umsetzung
dieser Steuerreform etwas flexib-
ler. Zwar werde er, wiederholte er
am Mittwoch, einen Koalitions-
vertrag nur unterschreiben, wenn
der ein „faires“ Steuersystem ent-
halte. Doch gebe es dabei Schritte,
die man gleich und solche, die
man später gehen könne.

AKTUELLES STICHWORTAKTUELLES STICHWORT

Sparvorschläge
Noch versprechen die Parteien
Wohltaten. Doch in Wirklich-
keit muss nach der Wahl hart
gespart werden. Aber wie? Ganz
einfach sei das, meint die FDP.
Die Westerwelle-Partei veröffent-
licht jährlich ein „liberales Spar-
buch“. 400 Vorschläge sind da-
rin enthalten, die insgesamt
11,8 Milliarden Euro bringen
sollen.

Die Vorschläge entpuppen
sich bei näherem Hinsehen als
schwierig. Der Löwenanteil ist
politisch hoch umstritten und
letztlich eine Entscheidung der
Wähler. Vor allem beim Arbeits-
markt wollen die Liberalen spa-
ren. Zwei Milliarden weniger für
arbeitsmarktpolitische Instru-
mente, 2,7 Milliarden weniger
als Zuschuss für die Bundesagen-
tur für Arbeit und Kürzungen
bei der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende. Das alles dürfte in
der Krise schwierig werden.

Die Kohlesubventionen sollen
abgebaut werden (bringt 615
Millionen Euro) und Hartz-IV-
Bezieher kein Elterngeld mehr
bekommen (400 Millionen

Euro). Die vorgeschlagene Kom-
plettauflösung des Bundespresse-
amtes (78 Millionen Euro) wird
sich die Partei spätestens dann
überlegen, wenn sie selbst in
der Regierung ist. Um 120 Milli-
onen Euro soll der Zuschuss für
die Weltbank gesenkt werden,
doch Deutschland hat wegen
der Finanzkrise gerade höhere
Zahlungen zugesagt.

Auch die Kürzungen bei der
Wehrbeschaffung (rund eine
halbe Milliarde Euro) sind we-
gen der Auslandseinsätze der
Bundeswehr problematisch. Was
unter dem Strich bleibt, ist
Kleinteiliges. Fast in allen Res-
sorts will die FDP Dienstreisen,
Öffentlichkeitsarbeit, den Auf-
wand für Informationstechnolo-
gie und Zuschüsse für Vereini-
gungen zurechtstutzen, was je-
weils Einsparungen höchstens
im einstelligen Millionenbereich
bringt, oft auch nur einige tau-
send Euro. Allerdings: Kleinvieh
macht auch Mist, und bei vielen
Vorschlägen fragt man sich, wa-
rum sie nicht realisiert wurden.
Werner Kolhoff

Schuldenrekord wird eingestellt
Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) muss in diesem Jahr wohl mehr als 50 Milliarden Euro
Schulden machen – deutlich mehr als Theo Waigel im Jahr 1996. Harte Etatverhandlungen stehen bevor.

VON MARC-OLIVER VON RIEGEN
UND ANDRÉ STAHL

Berlin. Ganz so locker wie sonst
mit einem flotten Spruch auf den
Lippen war Peer Steinbrück an die-
sem historischen Tag dann doch
nicht. Schließlich musste er einge-
stehen, dass er die nächsten Jahre
wohl neuer Rekord-Schulden-
meister der Nation sein wird.
„Wollen Sie oder ich“ fauchte
Steinbrück einen störenden Jour-
nalisten während seiner Presse-
konferenz in der Steinhalle des Fi-
nanzministeriums an.

Dann musste der Finanzminis-
ter verkünden, was sich schon vor
der jüngsten Steuerschätzung mit
dramatischen Einnahmeausfällen
von mehr als 300 Milliarden Euro
bis 2013 angedeutet hatte: Dem
Bund fehlen in diesem Jahr wohl
80 Milliarden Euro, im nächsten
Jahr dann noch mehr.

Steinbrück, der für die verhee-
rende Lage kaum verantwortlich
gemacht werden kann, gab denn
auch unumwunden zu, dass die
Netto-Kreditaufnahme in diesem
Jahr von derzeit knapp 37 Milliar-
den auf voraussichtlich mehr als
50 Milliarden Euro steigen wird.
Bezieht man die Ausstattung des
Banken-Fonds Soffin sowie des In-
vestitionsfonds ein, dürften 80
Milliarden oder mehr neue Schul-
den fällig werden.

Für 2010, wenn die Krise auf
dem Arbeitsmarkt voll durchschla-
gen dürfte, rechnet Steinbrück mit
einer Kreditaufnahme von bis zu
90 Milliarden Euro. Das sei zwar
nicht in Stein gemeißelt, sagt der
SPD-Mann. Aber der Schuldenre-
kord von Theo Waigel (CSU) aus
dem Jahr 1996 von 40 Milliarden
Euro wird am Ende übertroffen.

Die neuen Hiobsbotschaften
der Steuerschätzer lösten einmal
mehr ein Phänomen aus, wie es
oft in der Politik zu beobachten
ist. Die Parteien sehen sich nach

den beispiellosen Ausfällen je-
weils in ihrem Kurs bestärkt: Für
Union und FDP zeigen die Einbu-
ßen von 316 Milliarden Euro bis
2013 erst recht die Notwendigkeit,
die Steuern zu senken und das
Wirtschaftswachstum anzukur-
beln. „Bedenkenlos“, „total ver-
rückt“ und „Wählertäuschung“
keilt die Gegenseite zurück und
nutzt auch die „ziemlich bedrü-
ckenden Zahlen“ als Argument.

Steinbrück rechnet vor, dass

den Bürgern in den nächsten vier
Jahren Steuererleichterungen von
40 Milliarden Euro zugesagt wor-
den seien. „Ich wiederhole, dass
über diese schon erhebliche Ent-
lastung hinaus jedes weitere Ver-
sprechen über Steuersenkungen,
die nicht gegenfinanziert sind,
Schall und Rauch ist.“ Damit,
schob er auch in Richtung Kanzle-
rin Angela Merkel (CDU) nach,
„drücke ich mich sehr höflich
aus.“

Selbst innerhalb der Union gibt
es Streit, wie schnell die Steuer-
zahler nach der Bundestagswahl
entlastet werden sollen. Bundes-
kanzlerin und CDU-Chefin Merkel
schwebt eine Art magisches Drei-
eck vor: Steuern senken, Innovati-
onen fördern und den Haushalt
wieder sanieren. Wann die ver-
sprochene Steuerentlastung kom-
men soll – noch vor 2011 oder
danach –, lässt sie offen.

Viele Unionspolitiker warnen
vor Entlastungen auf Pump. CSU-
Landesgruppenchef Peter Ramsau-
er hingegen gibt sich unaufgeregt
und sieht in den massiven Steuer-
ausfällen gerade einen Grund für
Entlastungen. „Steuersenkungen
sind ein wichtiger Impulsgeber,
um die Leistungsträger und die
Binnennachfrage zu stimulieren“,
sagt er. Seine Partei sehe die Steu-
erschätzung „mit großer Nüch-
ternheit“. Nur wegen neuer Milli-

arden-Einbußen dürfe man nicht
kapitulieren. Dem Sender N-TV
sagte Ramsauer: Bei Visionen dür-
fe man sich nicht von halbjährli-
chen Schätzungen abhängig ma-
chen.

Die FDP zündet wegen des gi-
gantischen Lochs in der Staatskas-
se ein Feuerwerk an Krisenvokabu-
lar: Deutschland befinde sich im
„freien Fall“ und steuere auf die
„Katastrophe“ zu, die Koalition
leiste den „Offenbarungseid“, der
„haushaltspolitische Super-Gau“
sei eingetreten, mahnt Haushalts-
experte Jürgen Koppelin.

Nachtragshaushalt noch im Mai

Der seit Monaten von einem Kri-
senherd zum anderen eilende Fi-
nanzminister stimmt derweil sei-
ne Kabinettskollegen auf eine har-
te neue Etatrunde ein. Er werde
„eisern“ zusätzliche Ausgaben-
wünsche der Ressorts – ob Unions-
oder SPD-geführt – für 2010 ab-
wehren, gab sich Steinbrück ent-
schlossen. Noch im Mai will er
den Entwurf für einen zweiten
Nachtragsetat vorlegen, parallel
dazu laufen die Verhandlungen
für den Haushalt 2010. Stein-
brück, der die Chance auf den ers-
ten ausgeglichenen Bundeshaus-
halt seit 1969 verpasst hat, will
sich den Problemen stellen: Man
könne nicht davonlaufen. (dpa)


